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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 
Porzner 
(SPD) 


Nachdem aus der Presse zu entnehmen ist, daß der 
bayerische Ministerpräsident, Dr. Strauß, auch als 
Privatmann den von der Bundesregierung verbürgten 
Milliardenkredit an die DDR „eingefädelt” habe, 
frage ich die Bundesregierung, wann Bundeskanzler 
Dr. Kohl und die Bundesregierung darüber erstmals 
informiert worden sind? 


Antwort des Staatsministers Dr. Jenninger 
vom 21. Juli 

Alle Schritte gegenüber der DDR waren von Anfang an mit der Bundes- 
regierung abgestimmt. Das Bundeskabinett ist formell mit der Ange- 
legenheit am 29. Juni 1983 befaßt worden. 


2 . Abgeordneter 
Porzner 
(SPD) 


War die Bundesregierung an den Verhandlungen des 
Bankenkonsortiums mit den zuständigen DDR-Be- 
hörden in direkter oder indirekter Form beteiligt? 


Antwort des Staatsministers Dr. Jenninger 
vom 21. Juli 

Die Bundesregierung war an den Verhandlungen des Bankenkonsor- 
tiums mit der Außenhandelsbank der DDR nicht beteiligt. 


3. Abgeordneter 
Porzner 
(SPD) 


Sind im Zusammenhang mit dem Kredit der Bundes- 
regierung Leistungen von den DDR-Behörden in 
Aussicht gestellt worden, und wenn ja, welche? 


Antwort des Staatsministers Dr. Jenninger 
vom 21. Juli 

Die Zustimmung der Bundesregierung zu der Kreditvergabe ist im Ge- 
samt Zusammenhang der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR zu sehen. Dieser Gesamtzusammenhang 
wird auch von der DDR gesehen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß dieser Schritt eine nützliche 
Wirkung für die Menschen in beiden Teilen Deutschlands hat. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


4. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Hamm- 

Brücher 

(FDP) 


War die Bundesregierung von dem Rumänienbe- 
such des bayerischen Ministerpräsidenten vom 23./ 
24. Mai 1983 unterrichtet, und wenn ja, wurde der 
bayerische Ministerpräsident über den Stand der 
offiziellen Verhandlungen mit der rumänischen 
Regierung vor seiner Reise unterrichtet? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 20. Juli 

Ihre Frage beantworte ich in beiden Teilen mit ja. 
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5. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Hamm- 

Brücher 

(FDP) 


6. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Hamm- 

Brücher 

(FDP) 


Stand der Besuch des Bundesaußenministers in 
Bukarest am 31. Mai/1. Juni 1983 im Zusammen- 
hang mit dem vorherigen Besuch des bayerischen 
Ministerpräsidenten und seinen Verlautbarungen 
über erste Ergebnisse seiner Gespräche, und wenn 
ja, was waren die Gründe des Bundesaußenministers 
für seinen plötzlichen Besuch, und welche Ergeb- 
nisse konnte er erzielen? 

Wenn nein, wann wurde der offizielle Besuchs- 
termin des Bundesaußenministers für Bukarest 
festgelegt, und wurde der bayerische Minister- 
präsident von diesem Termin vor seiner Reise 
unterrichtet? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 20. Juli 

Der Bundesaußenminister und der rumänische Außenminister haben 
bereits bei ihrem Treffen in Tegernsee am 13. April 1983 eine baldige 
Fortsetzung der Gespräche in Bukarest vereinbart, um bei dieser Gele- 
genheit die in Aussicht genommenen Regelungen abschließend zu be- 
handeln. Der genaue Besuchstermin wurde kurzfristig festgelegt im 
Hinblick auf andere, für die anstehenden Sachfragen relevanten Termi- 
ne. Ein Zusammenhang mit der Reise des bayerischen Ministerpräsi- 
denten nach Bukarest bestand dabei nicht. 

Der bayerische Ministerpräsident unterrichtete schon vor Ort den deut- 
schen Botschafter in Bukarest vorab über seine Gespräche, den Bundes- 
außenminister unterrichtete er nach Rückkehr. 


7. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Sowjet- 
Dr. Todenhöfer Union in abgelegenen Städten Forschungsstätten 

(CDU/CSU) unterhält, in denen biologische Waffen entwickelt 

werden unter Verletzung des ,, Übereinkommens 
vom 10. April 1982 über das Verbot der Entwick- 
lung, Herstellung und Lagerung bakteriologischer 
(biologischer) Waffen und von Toxinwaffen“, und 
welche Möglichkeiten hat die Bundesregierung, die 
diesen Vertrag ebenfalls ratifiziert hat, die Einhal- 
tung des B-Waffenverbots durch die Sowjetunion 
zu kontrollieren? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 16. Juli 

Die Bundesregierung hat keine eigene gesicherte Erkenntnis, daß die 
Sowjetunion biologische Waffen entwickelt. Sie nimmt die ihr vorlie- 
genden Informationen, die auf den auch von Ihnen erwähnten Sachver- 
halt hinweisen, sehr ernst. Zu einem persönlichen Gespräch über diesen 
Fragenkomplex stehe ich Ihnen gern zur Verfügung. 

Die Sowjetunion ist Mitgliedstaat des „Übereinkommens vom 10. April 
1972 über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung bak- 
teriologischer (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen“. Sie hat 
1975 im Genfer Abrüstungsausschuß erkärt, daß sie keine biologischen 
Waffen besitze. Die Überprüfungskonferenz zum B-Waffen-Überein- 
kommen im Jahr 1980 hat ergeben, daß den Vertragsparteien bis da- 
mals keine Verstöße gegen das Übereinkommen vorgeworfen werden 
können. 

Es ist hinreichend bekannt, daß in der Sowjetunion in abgelegenen 
Forschungsstätten eine intensive biologische Forschung betrieben wird. 
Dies gilt vor allem für die Gen-Technologie. Ob daraus auf die Entwick- 
lung biologischer Kampfstoffe geschlossen werden kann, ist eine Frage 
für sich. 
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Die Bundesregierung mißt dem B-Waffen-Übereinkommen als dem 
ersten Abrüstungsvertrag, der eine ganze Kategorie von Massenvemich- 
tungsw affen abschafft, große rechtliche und sicherheitspolitische Be- 
deutung bei. 

Das Übereinkommen enthält allerdings keine ausreichenden Regeln zur 
Nachprüfung seiner Einhaltung. Die Bundesregierung unterstützt daher 
eine am 13. Dezember 1982 mit großer Mehrheit in den Vereinten 
Nationen beschlossene Initiative, eine Sonderkonferenz der Vertrags- 
parteien zur Ausarbeitung zuverlässiger internationaler Kontrollmaß- 
nahmen abzuhalten. Die Sowjetunion hat gegen diese Initiative ge- 
stimmt und dabei völkerrechtliche Bedenken geltend gemacht. Sie sieht 
darin eine auf diesem Weg nicht zulässige Ergänzung des Abkommens 
von 1972. 

Die Bundesregierung, die der Transparenz der Potentiale und der Nach- 
prüfbarkeit von Abrüstungsvereinbarungen eine ausschlaggebende 
Bedeutung für echte Vertrauensbildung und glaubwürdige Abrüstung 
beimißt, wird die Bedeutung der genannten VN-Initiative bei allen 
Beratungen über das B-Waffen-Verbot hervorheben. 


8. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Hamm- 

Brücher 

(FDP) 


Ist es richtig, daß der Film über studentischen Wi- 
derstand „Die weiße Rose“ in Goethe-Instituten im 
Ausland nicht vorgeführt werden darf, und wenn 
nein, mit welcher Begründung? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 22. Juli 

Der nicht-kommerzielle Einsatz des Films ,,Die weiße Rose“ ist zum 
Bedauern des Auswärtigen Amts trotz der inhaltlichen Qualität des 
Films im Rahmen der auswärtigen Kulturpolitik gegenwärtig nicht mög- 
lich. Maßgeblich ist hierfür allein der Nachspann des Films, der die 
Rechtslage und die ihr entsprechende Auffassung des BGH falsch dar- 
stellt. Das Auswärtige Amt hat öffentlich und in verschiedenen pri- 
vaten Kontakten mit den Autoren des Films deutlich gemacht, daß es 
den Einsatz des Films iin Ausland gerade wegen der überzeugenden 
Darstellung der „Weißen Rose“ durchaus wünsche — allerdings nur 
dann, wenn die im Nachspann enthaltene Diffamierung von Verfassungs- 
organen entfalle. Dazu haben sich die Autoren — Michael Verhoeven 
und Mario Krebs — nicht bereitfinden wollen. Natürlich ist den Autoren 
das Recht nicht zu bestreiten, auch mit diesem Mittel politische An- 
liegen zu verfolgen. Ebenso unstreitig ist aber, daß die Bundesregierung 
nicht pflichtgemäß handelte, wenn sie Veranstaltungen im Ausland aus 
öffentlichen Mitteln förderte, in denen in Verkennung der rechtlichen 
Gegebenheiten Vorwürfe mit diffamierender Wirkung gegen Verfas- 
sungsorgane erhoben werden und so der Eindruck entsteht, als ob 
Nazi-Terrorurteile gedeckt würden. 

Der Abgeordnete Schäfer (Mainz) hat in Absprache mit der Kulturab- 
teilung des Auswärtigen Amts seine Bereitschaft erklärt, in einem per- 
sönlichen Gespräch mit dem Herrn Bundesjustizminister nach Wegen 
zu suchen, die den Einsatz des Films ,,Die weiße Rose“ im Rahmen 
unserer auswärtigen Kulturarbeit ermöglichen könnten. Das Dilemma 
könnte gelöst werden, wenn das BMJ und die Autoren des Films ge- 
meinsame Formulierungen erarbeiten würden, die von beiden Seiten 
getragen werden könnten. 

Die Problematik um den nichtkommerziellen Einsatz dieses Films 
wird insoweit relativiert, als die Vertriebsfirma aus dem Lizenzangebot 
über 50 v. H. des Gesamtbereichs, das heißt alle für uns wichtigen euro- 
päischen Länder sowie die USA und Kanada, ausgenommen hat. In 
diesen Ländern ist also der nichtkommerzielle Einsatz des Films leider 
gar nicht möglich. Hinzu kommt, daß den Auslandsvertretungen der 
qualitativ mindestens ebenbürtige Film von Percy Adlon „Die letzten 
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fünf Tage“ zur Verfügung steht, der das gleiche Thema sogar mit der- 
selben Hauptdarstellerin Lena Stolze als Sophie Scholl zum Inhalt hat. 
Dieser Film wurde außerdem von TransTel in das Programmangebot 
für Fernsehstationen der Dritten Welt aufgenommen. 


9. Abgeordneter Nach der einstimmig angenommenen Entschlie- 

Dr. Scheer ßung des Deutschen Bundestages vom 1 5 . Dezem- 

(SPD) her 1982 zur Freilassung der letzten deutschen 

Kriegsverurteilten frage ich die Bundesregierung, 
welche Schritte sie inzwischen unternommen hat,' 
um eine Freilassung der Betroffenen zu erreichen, 
bzw. wie ist der Stand ihrer Bemühimgen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 20. Juli 

Die Entschließung des Deutschen Bundestages vom 15. Dezember 
1982 ist den Regierungen der Gewahrsamsmächte durch unsere Bot- 
schaften in Den Haag, Moskau und Rom zur Kenntnis gebracht worden. 

Darüber hinaus nutzt die Bundesregierung wie schon bisher jede geeig- 
nete Gelegenheit, um die Frage der Freilassung der letzten Kriegsver- 
urteilten gegenüber den betreffenden Regierungen anzusprechen. 

So hat sich auch Bundeskanzler Dr. Kohl im Fall von Rudolf Hess bei 
seinem kürzlichen Besuch in Moskau gegenüber Generalsekretär An- 
dropow für die Freilassimg eingesetzt. 

Ich möchte jedoch darauf hinweisen, daß im Fall des in Italien in- 
haftierten Herrn Reder ein, Tätigwerden der Bundesregierung wegen 
der österreichischen Staatsangehörigkeit des Inhaftierten erschwert ist. 
Gleichwohl hat sich die Bundesregierung wiederholt im Rahmen der 
gegebenen Möglichkeiten auch für Herrn Reder eingesetzt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


10. Abgeordneter 
Stiegler 
(SPD) 


Was wird die Bundesregierung unternehmen, um die 
zunehmende Flut an Einwegverpackungen (Einweg- 
gebinden), insbesondere im Getränke- und Lebens- 
mittelbereich, sowohl aus um weit politischen als 
auch aus Gründen der Wirtschaftsstruktur (z. B. Be- 
nachteiligungen der Mittelstandsbrauereien durch 
Einwegverpackimgen) einzudämmen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr, Fröhlich 
vom 25. Juli 

Die Bundesregierung mißt der Wiederverwendung und Verwertung von 
Getränkeverpackungen unter Gesichtspunkten der Abfallwirtschaft 
große Bedeutung bei. Sie hat daher in den vergangenen Monaten inten- 
sive Anstregungen unternommen, um im Rahmen freiwilliger Abspra- 
chen mit der Wirtschaft zu sinnvollen Lösungen zu kommen. 

Mehrwegverpackungen tragen mit den heute erreichten Umlauf zahlen 
von mehr als 40 erheblich zur Verringerung des Abfallaufkommens 
bei. Dies gilt insbesondere für kohlensäurehaltige Getränke (Bier, Er- 
frischungsgetränke, Mineralwasser), die fast 80 v. H. des Getränkever- 
brauchs in der Bundesrepublik Deutschland ausmachen. Die Bundesre- 
gierung sieht in der Erhaltung des Systems von Mehrwegverpackungen 
eine wichtige Aufgabe der Abfallwirtschaft. 

Im Hinblick auf diese Zielsetzung hat der Bundesinnenminister im 
Oktober 1982 mit Vertretern des Lebensmitteleinzelhandels eine Stabi- 
lisierung des Marktanteils von Mehrwegverpackungen vereinbart. Der 
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Handel hat sich im Rahmen dieser freiwilligen Vereinbarung bereiter- 
klärt, den Marktanteil von Mehrwegverpackungen von damals 75 v. H. 
nicht weiter absinken zu lassen. 

Die Bundesregierung wird anhand der Marktdaten für 1983 beobachten, 
ob diese Zusage eingehalten wird. Sie hat in diesem Zusammenhang die 
einschlägigen Handelsverbände Anfang Juli 1983 um einen ersten Zwi- 
schenbericht gebeten. 

Von der Einhaltung der Zusage hängt wesentlich ab, welche weiteren 
Maßnahmen zur Verringerung des Abfallaufkommens aus Getränke- 
verpackungen zu ergreifen sind. In diesem Zusammenhang ist gege- 
benenfalls auch zu prüfen, ob staatliche Maßnahmen zur Steuerung 
der Marktentwicklung erforderlich werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1 1 . Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(CDU/CSU) 


In wieviel Fällen sind nach Kenntnis der Bundesre- 
gierung seit der Änderung des Versammlungsgeset- 
zes im Jahr 1978 bisher — nach Länderii gestaffelt — 
Ermittlungsverfahren wegen eines Verstoßes gegen 
§ 27 des Versammlungsgesetzes eingeleitet worden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 25. Juli 

Die Strafverfolgungsstatistik weist Ermittlungsverfahren wegen Ver- 
stößen gegen § 27 des Versammlungsgesetzes (Versammle) nicht ge- 
sondert aus. 

In der Polizeilichen Personalstatistik - Staatsschutzdelikte - werden 
die Verfahren erfaßt, in denen bei Abschluß der polizeilichen Ermitt- 
lungen noch der Verdacht einer strafbaren Handlung besteht. Die 
anliegende Aufstellung weist die Gesamtzahl der polizeilichen Ermitt- 
lungsverfahren wegen Verstößen gegen das Versammlungsgesetz für 
die Jahre 1978 bis 1982 auf. Ermittlungsverfahren wegen Verstößen 
gegen § 27 VersammlG sind für die Jahre 1981 und 1982 gesondert 
erfaßt und nach Ländern aufgeschlüsselt. Eine derartige Erfassung 
und Aufschlüsselung für die Jahre 1978 bis 1980 ist nicht möglich. 
Nach den zwischen Bund und Ländern abgestimmten Richtlinien für 
die Polizeiliche Kriniinalstatistik - Staatsschutzdelikte — werden die 
Einzelbelege nur zwei Jahre aufbewahrt. 


Polizeiliche Ermittlungsverfahren wegen Straftaten nach dem Versammlungsgesetz 



1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

Gesamtzahl der Straftaten 






nach dem VersammlG 

145 

210 

165 

293 

266 

Davon § 27 VersammlG 

- 

- 

- 

88 

85 

Baden-Württemberg 

17 

11 

12 

0 

1 

Bayern 

25 

48 

43 

6 

2 

Berlin 

1 

1 

0 

1 

35 

Bremen 

1 

0 

4 

11 

1 

Hamburg 

0 

10 

17 

20 

3 

Hessen 

29 

38 

23 

25 

22 

Nied er Sachsen 

31 

43 

23 

6 

13 

Nordrhein-Westfalen 

34 

43 

40 

15 

0 

Rheinland-Pfalz 

0 

1 

1 

0 

0 

Saarland 

0 

0 

1 

0 

0 

Schleswig-Holstein 

7 

15 

1 

4 

1 
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12. Abgeordneter In wieviel Fällen sind nach Kenntnis der Bundesre- 
Dr. Wittmann gierung seit der Änderung des Versammlungsgeset- 

(CDU/CSU) zes im Jahr 1978 bisher - nach Ländern gestaffelt - 

Verurteilungen wegen einer Straftat nach § 27 des 
Versammlungsgesetzes erfolgt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 25. Juli 

Die Zahl der Verurteilungen wegen einer Straftat nach § 27 VersammlG 
ist der Bundesregierung nicht bekannt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


13. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Summe 
Poß der direkten und indirekten Steuermindereinnah- 

(SPD) men 1984/1985 (Laufzeit der neuen Umsatzsteuer- 

verteüungsregelung) der Gemeinden in den einzel- 
nen Bundesländern durch das Steuerentlastungs- 
gesetz 1984 und die geplanten Maßnahmen zur Ver- 
mögensbildung? 


14. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung dagegen 
Poß die Summe der indirekten Steuermehreinnahmen 

(SPD) 1984/1985 der Gemeinden in den einzelnen Bun- 

desländern durch die in der Regierungserklärung 
vom 4. Mai 1983 angesprochene »zweite Hälfte der 
Umsatzsteuererhöhung“, mit der die Maßnahmen 
des Steuerentlastungsgesetzes 1984 finanziert wer- 
den sollen? 


15. Abgeordneter 
Poß 
(SPD) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Summe 
der direkten und indirekten kommunalen Minder- 
einnahmen bei der Gewerbesteuer in den Jahren 
1984/1985 durch das Steuerentlastungsgesetz 1984 
in den einzelnen Bundesländern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 21. Juli 

Indirekte finanzielle Auswirkungen des Steuerentlastungsgesetzes 1984 
und der geplanten Maßnahmen zur Vermögensbildung ergeben sich für 
die Gemeinden durch die kommunalen Finanzausgleiche der einzelnen 
Bundesländer, auf deren Ausgestaltung die Bundesregierung keinen 
Einfluß hat. Die indirekten Auswirkungen für 1984 und 1985 wurden 
deshalb nach den Regelungen der kommunalen Finanzausgleiche 1983 
berechnet. In diesem Zusammenhang weise ich auf den Beschluß der 
Bimdesregierung hin, die in ihrer Kabinettentscheidung die Länder 
ausdrücklich aufgefordert hat, die Steuerausfälle der Gemeinden auf 
Grund des Steuerentlastungsgesetzes 1984 im Rahmen des kommunalen 
Finanzausgleichs angemessen auszugleichen. . 

Zu Frage 13 

Für die Rechnungsjahre 1984 und 1985 schätzt die Bundesregierung 
die Summe der direkten und indirekten Steuermindereinnahmen der 
Gemeinden in den einzelnen Bundesländern durch das Steuerent- 
lastungsgesetz 1984 und die geplanten Maßnahmen zur Vermögens- 
bildung (Grundlage: Steuerschätzung vom 13. bis 15. Juli 1983) wie 
folgt: 
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1984 1985 

— Millionen DM — 


Schleswig-Holstein 

- 21 

- 39 

Niedersachsen 

- 59 

- 104 

Nordrhein-W estfalen 

- 167 

- 280 

Hessen 

- 70 

- 136 

Rheinland-Pfalz- 

- 40 

- 78 

Baden-Württemberg 

- 95 

- 154 

Bayern 

- 85 

- 144 

Saarland 

- 6 

- 13 

Zusammen 

- 543 

- 948 


Die regionalisierte Berechnung der Steuerausfälle stützt sich auf die 
Länderanteile am Aufkommen der einzelnen Steuern, wie sie Baden- 
Württemberg seiner im Auftrag der Länder durchgeführten Regionali- 
sierung der Steuerschätzung zugrunde legt. Eine solche Aufschlüsselung 
der Steuerausfälle auf die einzelnen Länder und deren Gemeinden 
kann nur eine grobe Schätzung sein, weil die Entlastungsmaßnahmen 
vor allem auf die Betriebsvermögen zielen, die in den einzelnen Län- 
dern durchaus unterschiedliche Anteile an der als Regionalisierungs- 
schlüssel verwendeten Gesamtbemessungsgrundlage der Vermögen- 
steuer haben können. Zudem bleibt offen, ob die Sonderabschrei- 
bungsmöglichkeiten in allen Ländern - wie in der Schätzung unter- 
stellt — in relativ gleichem Ausmaß genutzt werden. Die gleichen Vor- 
behalte müssen auch hinsichtlich der Gewerbesteuerausfälle gemacht 
werden. 


Zu Frage 14 

Für die Rechnungsjahre 1984 und 1985 schätzt die Bundesregierung die 
Summe der indirekten Steuermehreinnahmen der Gemeinden in den 
einzelnen Bundesländern aus der zweiten Hälfte der Umsatzsteuerer- 
höhung (Grundlage: Steuerschätzung vom 13. bis 15. Juni 1983) wie 
folgt: 

1984 1985 




- Millionen DM 

- 

Schleswig-Holstein 

-1- 

14 

+ 

14 

Niedersachsen 

+ 

41 

+ 

44 

Nordrhein-W es t falen 

-1- 

97 

+ 

103 

Hessen 

+ 

28 

+ 

30 

Rheinland -Pfalz 

+ 

21 

+ 

23 

Baden-Württemberg 

+ 

47 

+ 

50 

Bayern 

-1- 

30 

+ 

32 

Saarland 

+ 

8 

+ 

8 

Zusammen 

+ 

286 

-1- 

304 


Zusätzlich erhalten die Gemeinden Mehreinnahmen durch den ver- 
sprochenen Bundesausgleich, der über die Erhöhung des Umsatzsteuer- 
anteils der Länder vorgenommen wird. Die Länder erhalten danach 
für 1984 und 1985 zum Ausgleich ihrer und der ihrer Gemeinden 
durch das Steuerentlastungsgesetz 1984 entstehenden überproportio- 
nalen Steuerausfälle 1 v. H. -Punkt mehr Umsatzsteuer vom Bund. 

Neben diesem Ausgleich ergeben sich für die Haushalte der Gemein- 
den im Zusammenhang mit den Beschlüssen zum Bundeshaushalt 1984 
erhebliche Entlastungen, vor allem im Bereich der Personalausgaben; 
1984 beträgt diese Entlastung 1267 Millionen DM und 1985 1953 Milli- 
onen DM (ohne Berücksichtigung der nicht zu regionalisierenden Aus- 
gabenersparnisse bei der Sozialhilfe von insgesamt 20 Millionen DM). 

Eine Gegenüberstellung aller — direkten und indirekten — Belastungs- 
und Entlastungswirkungen führt für die Gemeinden insgesamt zu einem 
positiven Saldo von 1224 Millionen DM in 1984 und 1537 Millionen 
DM in 1985. 
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1984 1985 

— Millionen DM - 


Schleswig-Holstein 

+ 

54 

+ 

65 

Niedersachsen 

+ 

166 

+ 

214 

Nord rhein-West f alen 

+ ' 

413 

+ 

528 

Hessen 

+ 

113 

+ 

122 

Rheinland-Pfalz 

+ 

61 

+ 

63 

Bad en- Württemberg 

+ 

188 

+ 

248 

Bayern 

+ 

199 

+ 

264 

Saarland 

+ 

30 

+ 

33 

Zusammen 

+ 

1224 

+ 

1537 


Zu Frage 1 5 

Für die Rechnungsjahre 1984 und 1985 schätzt die Bundesregierung 
die Summe der direkten und indirekten kommunalen Mindereinnahmen 
bei der Gewerbesteuer durch das Steuerentlastungsgesetz 1984 in den 
einzelnen Bundesländern (Grundlage: Steuerschätzung vom 13. bis 15. 


Juni 1983) wie folgt: 

1984 

1985 


- Millionen DM - 

Schleswig-Holstein 

- 8 

- 15 

Niedersachsen 

- 29 

- 48 

Nordrhein-Westfalen 

- 84 

- 138 

Hessen 

- 29 

- 49 

Rheinland-Pfalz 

- 15 

- 25 

Baden-Württemberg 

- 54 

- 89 

Bayern 

- 54 

- 87 

Saarland 

2 

5 

Zusammen 

- 275 

- 456 


16. Abgeordneter Wie hoch sind die Aufwendungen des Bundes im 

Dr. Hirsch Jahr 1982 für Beihilfen zu Krankheitskosten bei 

(FDP) Beamten, Richtern und Versorgungsempfängem ge- 

wesen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 25. Juli 

Die Ausgaben des Bundes (Bundeshaushalt ohne Deutsche Bundesbahn 
imd Deutsche Bundespost) an Beilhilfen beliefen sich 1982 

für Beamte, Richter, Hochschullehrer 

und Soldaten auf rund 259 Millionen DM 

für Versorgungsempfänger auf rund 340 Millionen DM 

insgesamt auf rund 599 Millionen DM. 


17. Abgeordneter 
Dr. Hirsch 
(FDP) 


Wie hoch wären die Kosten für den Bund gewesen, 
wenn für die Bundesbeamten, Richter und Versor- 
gungsempfänger ein „Arbeitgeberanteil“, also ein 
Beitragszuschuß entsprechend der Regelung für die 
sonstigen Arbeitnehmer bzw. Rentner, hätte gezahlt 
werden müssen, einschließlich der zusätzlichen Bei- 
hilfen für die von Krankenkassen nicht übernomme- 
nen Kosten der Unterbringung in Heil- und Pflege- 
anstalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 25. Juli 

Im Fall der Ablösung des derzeitigen Beihilfesystems durch Beitrags- 
zuschüsse hätten sich die Ausgaben insoweit 
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für Beamte, Richter, Hochschullehrer 

und Soldaten auf rund 393 Millionen DM 

für Versorgungsempfänger auf rund 720 Millionen DM 
mindestens aber auf rund 360 Millionen DM 

belaufen. 

Dieser Schätzung liegt hinsichtlich der aktiven Bediensteten mit 5,2 
V. H. der niedrigste durchschnittliche Beitragssatz (Betriebskranken- 
kassen) für Versicherte ohne Krankengeldanspruch zugrunde, wobei 
die Inanspruchnahme einer Betriebskrankenkasse gemäß § 246 RVO 
als wirtschaftlichste und kostengünstigste Lösung unterstellt wurde. 

Die Schätzung der fiktiven Ausgaben für Versorgungsempfänger geht 
von dem pauschalierten Aufwand der Rentenversicherungsträger für 
die Krankenversicherung der Rentner aus (11,8 v. H. der Rentenbe- 
träge); der Mindestaufwand wurde mit der Hälfte des sich so ergeben- 
den Betrags angenommen. 

Unter Hinzurechnung der beamtenrechtlich (§ 79 BBG) gebotenen, 
nach Beihilfegrundsätzen abzugeltenden ungedeckten Restkosten (ins- 
besondere für Fälle der Dauerunterbringung) - Mindestbedarf rund 
50 Millionen DM - hätten sich die Gesamtausgaben auf 1163 Millio- 
nen DM, mindestens auf 803 Millionen DM belaufen. 

Die vorstehende Vergleichsrechnung bestätigt die schon bei früheren 
Untersuchungen in verschiedenen Bereichen (Bund und Länder) ge- 
wonnene Erkenntnis, daß der Beibehaltung des gegenwärtigen Bei- 
hilfesystems auch unter Kostengesichtspunkten der Vorzug zu geben 
ist. 


18. Abgeordneter Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, 
Dr. Langner daß die EG-Kommission den Entwurf einer 
(CDU/CSU) (12.) Mehrwertsteucr-Harmonisierungs-Richtlinie be- 
schlossen hat, der einen weitgehenden Ausschluß 
des Vorst euerabzugs für Betriebs-Pkw, für Ge- 
schäftsreisen und bei den Ausgaben für die Bewir- 
tung und Beherbergung von Geschäftsfreunden vor- 
sieht? 


19. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung im gegenwärtigen 
Dr. Langner Zeitpunkt einen solchen Richtlinienentwurf? 
(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 22. Juli 

Die EG-Kommission hat dem Rat am 25. Januar 1983 den Vorschlag 
für eine 12. Richtlinie zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuer (EG-Dokument Nr. 4582/83) 
vorgelegt. Der Vorschlag soll die Voraussetzungen regeln, unter denen 
der Vorsteuerabzug für bestimmte betrieblich veranlaßte Ausgaben 
einheitlich in der EG ausgeschlossen wird. Die Versagung des Vor- 
steuerabzugs wird im wesentlichen vorgeschlagen für 

- alle Personenkraftwagen-Kosten (Anschaffungs- und Betriebskosten); 

- sonstige Fahrtkosten bei Geschäfts- und Dienstreisen; 

- Kosten für Unterkunft und Verpflegung bei Geschäfts- und Dienst- 
reisen; 

- Repräsentationsaufwendungen einschließlich Bewirtungskosten; 

- Aufwendungen für Vergnügungen und Luxusausgaben. 

Der Richtlinienvorschlag trägt der Tatsache Rechnung, daß der Vor- 
steuerabzug für diese Kosten in den meisten Mitgliedstaaten bereits 
heute weitgehend eingeschränkt ist. 

Gegen den Kommissionsvorschlag bestehen schwerwiegende Bedenken 
steuerpolitischer, steuersystematischer und steuertechnischer Art. Sie 
haben dazu geführt, daß der Richtlinienvorschlag in der Bundesrepublik 
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Deutschland auf eine breite Ablehnungsfront gestoßen ist. Die Spitzen- 
verbände der Wirtschaft haben ausnahmslos seine Ablehnung gefordert. 
Der Bundesrat hat den Vorschlag ebenfalls abgelehnt. Die Bundesre- 
gierung wird ihrerseits bei den Beratungen in Brüssel alles dafür tun, 
daß das Recht auf Vor Steuerabzug bei allen betrieblich veranlaßten 
Ausgaben im bisherigen Umfang beibehalten werden kann. 


20. Abgeordneter 

Curdt 

(SPD) 


Wie hoch wird nach Auffassung der Bundesregie- 
rung 1983 die tatsächliche Verschuldung, die Nor- 
malverschuldung und die konjunkturbedingte Ver- 
schuldung der Gemeinden (GV) in der Bundesre- 
publik Deutschland sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 25. Juli 

Nach den Ergebnissen der Vierteljahresstatistik belief sich die Netto- 
kreditaufnahme der Gemeinden (ohne kommunale Krankenhäuser) 
1982 auf 6,6 Milliarden DM, der Schuldenstand erreichte am 31. De- 
zember 1982 einen Wert von 97,3 Milliarden DM. Für 1983 wird nach 
Schätzungen des Bundesfinanzministeriums eine Nettokreditaufnahme 
von rund 5 Milliarden DM erwartet, der Schuldenstand dürfte sich dem- 
entsprechend auf 102^2 Milliarden DM erhöhen. 

Zur Bestimmung des konjunkturbedingten Teils der staatlichen Neuver- 
schuldung bzw. der Höhe der Normalverschuldung werden eine Reihe 
unterschiedlicher Verfahren angewendet, beispielsweise das des Sach- 
verständigenrats. Je nach dem zugrundegelegten Konzept schwanken 
die Ergebnisse innerhalb erheblicher Bandbreiten. Diese Berechnungen 
beziehen sich außerdem ausschließlich auf den öffentlichen Gesamt- 
haushalt, eine Differenzierung nach einzelnen Gebietskörperschaften 
wird nicht vorgenommen. Nach Auffassung der Bundesregierung kön- 
nen die erfragten Größen daher nicht exakt quantifiziert werden. 


21. Abgeordneter 
Dr. Schwenk 
(Stade) 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, bei der vorge- 
sehenen Höhe der Nettokreditaufnahme im Haus- 
haltsentwurf 1984, mit der die Verschuldungs- 
grenze des Artikels 115 Abs. 1 Satz 2 erster Halb- 
satz des Grundgesetzes überschritten wird, eine 
rechtliche Begründung dafür abzugeben, warum die 
Überschreitung der veranschlagten Ausgaben für 
Investitionen durch die Einnahmen aus Krediten 
für zulässig gehalten wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 25. Juli 

Artikel 1 15 des Grundgesetzes nennt die Voraussetzungen, unter denen 
die Nettokreditaufnahme die Summe der im Haushaltsplan veranschlag- 
ten Ausgaben für Investitionen überschreiten darf. Indem die Bundesre- 
gierung mit der jetzt veranschlagten Nettokreditaufnahme für 1984 von 
der Ausnahmeregelung des Artikels 115 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz 
des Grundgesetzes Gebrauch macht, gibt sie zu erkennen, daß die Über- 
schreitung der Kreditgrenze zur Abwehr einer Störung des gesamtwirt- 
schaftlichen Gleichgewichts als zulässig angesehen wird. Eine weitere 
rechtliche Begründung ist weder durch das Grundgesetz vorgeschrieben, 
noch hält die Bundesregierung eine solche Rechtfertigung angesichts 
der hohen Arbeitslosigkeit für notwendig. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung gerade erst in dem Entwurf 
des Bundeshaushalts 1984 und den Begleitgesetzen einen weiteren 
Schritt zur Konsolidierung der öffentlichen Haushalte eingeleitet. Die 
Nettokreditaufnahme wird um rund 3 ^ /2 Milliarden DM gegenüber dem 
Vorjahr abgebaut. Berücksichtigt man zusätzlich, daß die Einnahme 
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aus dem Bundesbankgewinn gegenüber dem Voijahr um fast die Hälfte , 
zurückgeht, beträgt der Konsolidierungseffekt sogar 8 Milliarden DM. 
Im übrigen ist im Finanzplan bis 1987 vorgesehen, daß bereits 1985 die 
Summe der Investitionsausgaben wieder über der der Nettokreditauf- 
nahme liegen wird, und das ist nicht nur eine bloße Absichtserklärung. 
Eine schnellere Zurückführung der Neu Verschuldung war angesichts der 
Situation des Bundeshaushalts, wie ihn die neue Koalition beim Regie- 
rungswechsel im Oktober 1982 vorgefunden hat, nicht möglich. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


22. Abgeordneter 
Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung Kenntnis von Untersu- 
chungen, wonach die französische Elektrizitätswirt- 
schaft künftig in der Lage sein wird, in größerem 
Umfang Strom in die BundesrepubÜk Deutschland 
zu verkaufen und so maßgeblich zur Verbesserung 
der französischen Leistungsbilanz beizutragen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 25. Juli 

Konkrete Untersuchungen darüber, in welchem Umfang die franzö- 
sische Elektrizitätswirtschaft künftig in der Lage sein wird, Strom in 
die Bundesrepublik Deutschland zu exportieren, sind der Bundesre- 
gierung nicht bekannt . 

Da die Ausbauplanungen in Frankreich derzeit neu überdacht werden, 
lassen sich auch keine gesicherten Aussagen über ein langfristig zur Ver- 
fügung stehendes Stromexportpotential machen. 


23. Abgeordneter 

Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für wünschenswert und 
realisierbar, daß zur Stromversorgung der Bundesre- 
publik Deutschland künftig der EDF auf Grund 
längerfristiger Stromab nähme Verträge in größerem 
Umfang beiträgt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 25 , Juli 

Nach dem Energiewirtschaftsgesetz ist es Aufgabe der Elektrizitäts- 
wirtschaft, eine sichere und preisgünstige Elektrizitätsversorgung zu 
gewährleisten. Jedes Elektrizitätsversorgungsunternehmen (EVU) hat 
auf Grund eigener Planungen zu entscheiden, welche Kraftwerks- 
leistung für seinen künftig erwarteten Stromabsatz erforderlich ist 
und welche Kapazitäten entsprechend zugebaut werden müssen. Dabei 
werden EVU auch Möglichkeiten des Stromimports in Betracht ziehen. 
Bereits heute findet im Rahmen der Union für die Koordinierung der 
Erzeugung und des Transports elektrischer Energie (UCPTE) ein Strom- 
austausch unter anderem mit Frankreich statt, der dazu dient, im Rah- 
men eines Stromverbunds die Reservebereitstellung zu optimieren und 
alle vorhandenen Energiequellen möglichst wirtschaftlich auszunutzen. 
Hierzu gehören auch langfristige Strombezugsverträge. 

Konkrete Angebote der EDF über die langfristige Lieferung von ge- 
sicherter Leistung an einzelne Strom Verbraucher in der Bundesrepublik 
Deutschland sind der Bundesregierung nicht bekannt. Derartige Liefe- 
rungen müßten sich in den bestehenden rechtlichen Ordnungsrahmen 
der Elektrzitätswirtschaft einfügen. Ferner wären die sich aus dem 
15- Jahresvertrag ergebenden Verpflichtungen der deutschen Elektri- 
zitätswirt Schaft zum Einsatz deutscher Steinkohle in der Verstromung 
zu berücksichtigen. 
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24. Abgeordneter 

Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Überlegungen, 
wonach innerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
nationale Kraftwerksplanungen durch gesamteuro- 
päische ersetzt werden sollten, damit der Aufbau 
von Überkapazitäten gesamteuropäisch vermieden 
werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 25. Juli 

Kraftwerksplanungen und ihre Realisierung sind in der Bundesrepublik 
Deutschland unternehmerische Entscheidungen der einzelnen EVU,die 
diese in Ausfüllung ihres Versorgungsauftrags treffen. Insoweit gibt es 
keine nationale Kraftwerksplanung im Sinne einer die Unternehmens- 
entscheidung überlagernden und vorgreifenden Planung. In diesem Sinn 
ist auch für eine gesamteuropäische Kraftwerksplanung kein Raum. Wie 
bereits in der Antwort zur vorhergehenden Frage erwähnt, hat sich 
jedoch die Zusammenarbeit von Erzeugern und Verteilern elektrischer 
Energie im Rahmen der UCPTE seit langem bewährt. 


25. Abgeordneter 

Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, 
durch langfristige Stromlieferungsverträge Frank- 
reich/Bundesrepublik Deutschland die innergemein- 
schaftlichen Wirtschaftsbeziehungen arbeitsteilig zu 
verdichten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 25. Juli 

Eine ström Wirtschaft liehe Zusammenarbeit zwischen den Versorgungs- 
unternehmen Frankreichs und der Bundesrepublik Deutschland findet 
bereits seit langem statt. Eine kontinuierliche Weiterentwicklung 
dieser Beziehungen kann zu einer weiteren Verdichtung der gegen- 
seitigen Wirtschaftsbeziehungen führen. 


26. Abgeordneter 
Hoffmann 
(Saarbrücken) 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Waffenliefe- 
rungen, als ,, Sanitäter-Material“ gekennzeichnet, in 
den Irak und Iran geliefert worden sind (Spiegel 
vom 11. Juli 1983), und welche Kontrollen übt die 
Bundesregierung aus, um Betrugsfälle dieser Art zu 
verhindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 27. Juli 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß Waffen getarnt als „Sani- 
tätsmaterial“ in den Irak und Iran geliefert wurden. 

Bei den im ,, Spiegel“ genannten Ausfuhren handelt es sich um Trans- 
portf ahrzeuge. Fahrzeuge sind aber nach der Ausfuhrliste - Anlage 
AL zur Außenwirtschaftsverordnung - nur dann ausfuhrgenehmigungs- 
pflichtig, wenn sie „für militärische Zwecke besonders konstruiert 
sind“. Da diese besonderen Konstruktionsmerkmale fehlten, mußte 
die Genehmigungsbehörde eine sogenannte Negativ- oder Unbedenk- 
lichkeitsbescheinigung erteilen. 


27. Abgeordneter 
Schwenninger 
(DIE GRÜNEN) 


Trifft es zu, daß Raketen und Raketenteile in Län- 
der, mit denen die Bundesrepublik Deutschland ein 
Forschungsabkommen unterhält (z. B. Brasilien, 
Argentinien, Indien, Indonesien und Südafrika), 
ohne Genehmigung nach dem Außenwirtschafts- 
gesetz bzw. Kriegswaffenkontrollgesetz exportiert 
werden dürfen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 27. Juli 

Die Ausfuhr von Raketen und Raketenteilen, die von der Ausfuhrliste 
- Anlage AL zur Außenwirtschaftsverordnung - erfaßt sind, bedarf 
auch dann der Genehmigung, wenn sie in Länder erfolgt, mit denen 
die Bundesrepublik Deutschland ein Forschungsabkommen abge- 
schlossenhat. 

28. Abgeordneter Trifft es zu, daß die bundeseigene Firma Fritz 
Schwenninger Werner Industrieausrüstungen GmbH in Indone- 
(DIE GRÜNEN) sien, Libyen, Saudi-Arabien, Thailand, Nepal, 
Burma, Algerien, Guinea, Sudan, Israel und Ni- 
geria militärische Anlagen bzw. Fabriken zur Mu- 
nitions- und Waffenherstellung errichtet hat? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
von 27. Juli 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Firma Fritz Werner Industrie- 
ausrüstungen GmbH Geschäftsbeziehungen zu Partnern im Ausland 
unterhält. Zu Einzelheiten dieser Untemehmensintema nimiht die Bun- 
desregierung nicht Stellung. 


29. Abgeordneter Wie hoch waren die Steinkohleimporte aus Süd- 
Schwenninger afrika seit 1973, aufgeschlüsselt nach Jahren? 

(DIE GRÜNEN) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 27. Juli 

Südafrikanische Steinkohle wird in die Bundesrepublik Deutschland im 
Rahmen der Kohle-Zollkontingentregelung importiert. Die Einfuhren 


iivickelten sich seit 1973 wie folgt: 


1973 

0,441 Millionen Tonnen 

1974 

0,400 Millionen Tonnen 

1975 

0,521 Millionen Tonnen 

1976 

0,673 Millionen Tonnen 

1977 

0,749 Millionen Tonnen 

1978 

1,108 Millionen Tonnen 

1979 

1,052 Millionen Tonnen 

1980 

1 ,462 Millionen Tonnen 

1981 

1 ,863 Millionen Tonnen 

1982 

2,290 Millionen Tonnen 

1983 (1. Halbjahr) 

1 ,084 Millionen Tonnen 

1982 (1. Halbjahr) 

1,232 Millionen Tonnen 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


30. Abgeordneter 
Kirschner 
(SPD) 


Wieviel Tonnen Butter imd Milchpulver lagerten 
jeweils in den letzten zehn Jahren einschließlich 
1983 in den Kühlhäusern der EG und der mit 
Brüsseler Geld subventionierten privaten Vorrats- 
haltung? 


31. Abgeordneter 
Kirschner 
(SPD) 


Auf welche Weise wurde die Lagerhaltung abge- 
baut, imd welche Subventionssummen mußten da- 
für jeweils aufgebracht werden? 
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Antwort des Bundesministers Kiechle 
▼om 25. Juli 

Die jeweiligen Interventionsbestände (öffentlich und privat) an Butter 
und Magermilchpulver mögen Sie bitte der beigefugten Anlage 1 ent- 
nehmen. 

Zum Abbau der Bestände wurden in den einzelnen Jahren — teilweise 
in unterschiedlichem Umfang je nach Bedarf - die folgenden Maß- 
nahmen ergriffen: 

Bei Butter 

Verkauf zum Export mit Export erstattungen 
verbilligte Abgabe für die Nahrungshilfe 

verbilligte Abgabe zur Herstellung von , 

- Buterreinfett 

- Backwaren 

- Speiseeis 

verbilligte Abgabe an bestimmte Verbrauchergruppen 

- gemeinnützige Einrichtungen 

- Streitkräfte 

- Sozialhilfeempfanger 

verbilligte Abgabe an alle Verbraucher 

- im Rahmen von Sonderaktionen („Weihnachtsbutter“) 

- ganzjährig in^ einzelnen Mitgliedstaaten unter Verwendung nationaler 
Finanzmittel. 

Bei Magermilchpulver 

. Verkauf zum Export mit Exporterstattungen 
verbilligte Abgabe zur Nahrungshilfe 

Verbilligung für die Herstellung von Futtermitteln 

- für Kälber . 

- für andere Tierarten. 

Die Verbilligung bzw. die Beihilfehöhe richtete sich je nach der Markt- 
lage und schwankte selbst innerhalb einzelner Jahre. Außerdem wurde 
versucht, durch Gewährung von Beihilfen und Exporterstattungen die 
am Binnenmarkt zum normalen Preis nicht absetzbaren Mengen nicht 
erst zur Intervention kommen zu lassen, sondern möglichst sofort 
abzusetzen. Eine Aufschlüsselung der eingesetzten Finanzmittel für den 
Abbau der jeweiligen Bestände gibt daher keinen echten Überblick über 
die Marktordnungskosten, zumal sich der Bestandsabbau über längere 
Zeiräume hinziehen kann., 

Infolgedessen sind in der Anlage 1 die Kosten der Milchmarktordnung 
für das betreffende Kalenderjahr ausgewiesen. In den Anlagen 2 und 3 
sind die derzeit gültigen Verbilligungssätze für die verschiedenen Maß- 
nahmen bei Butterund Magermilch sowie Magermilchpulver aufgeführt. 


EG-Interventionsbestände in Tonnen zum 31 . Dezember Anlage 1 


Kalenderjahr 

Magermilch- 

pulver 

öffentliche 

Lagerhaltung 

Butter 

öffentliche 

Lagerhaltung 

Butter 

private 

Lagerhaltung 

Kosten der 
EG-Milchmarkt- 
ordnung 
in Millionen RE 
bzw. 

in Millionen ERE 

1973 

165 579 

117 448 

83 707 

1458,5 

1974 

365 180 

53 460 

94164 

1219,2 

1975 

1 112 586 

71141 

92 692 

1193,7 

1976 

1 135 486 

176 174 

79 194 

2277,7 

1977 

962 727 

116756 

79 077 

2924,1 

1978 

673 906 

231471 

186 504 

4014,6 

1979 

227 223 

270750 

100 902 

4527,5 

1980 

229 731 

127693 

1 1 1 666 

475l,0 

1981 

278 929 

9 986 

137216 

3342,7 

1982 

576 294 

1 1 1 886 

196856 

3327,7 

14.7. 1983 

963 280 

545 260 

140 669 

4113,0 
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Beihilfestand am 20. Juni 1983 Anlage 2 

- Magermilch (MM)/Magermilchpulver (MMP) - 



VO (EWG) 

VO (EWG) 

ECU/ 100 kg 

DM/ 100 kg 

gültig gültig 


Nr. 

Nr. 


(gerundet) 

ab bis 

Kurs 

1223/83 

1223/83 

2,54273 

- 

23.5.1983 

MMP junge Kälber 

986/68 

1443/83 

64,50 

164,01 

1.6.1983 

MM junge Kälber 

986/68 

1443/83 

6,45 

16,40 

1.6.1983 

MMP andere Tiere 

368/77 

44. Ausschr. 

130,14 

330,91 

13.6.1983 


443/77 

44. Ausschr. 

128,64 

327,10 

27.6.1983 

MM andere Tiere 

2793/77 

1444/83 

9,60 

24,41 

1.6.1983 

MMP andere Tiere 

1844/77 

1426/83 

27 . Ausschr. 

124,50 

316,57 

13.6.1983 

MM für Kasein- 
herstellung 

756/70 

1445/83 

6,50 

16,53 

1.6.1983 

Schulmilch 

1598/77 

1440/83 

30,86 

78,47 

.1.6.1983 

Mitverantwortungs- 

abgabe 

1079/77 

1209/83 

0,5486 

1,39 

23.5.1983 


1822/83 

1388/83 




Erstattungen 

876/68 

1420/83 

56,00 

127,01 (Faktor 30.4.1983 



1429/83 

59,41 

134,75x0,892) 3.6.1983 

W ährungsausgleich 

974/71 

1245/83 

- 

41,09 

23.5.1983 

Beihilfestand am 20. Juni 1983 




Anlage 

— Butter — 







VO (EWG) 

VO (EWG) 

ECU/ 100 kg 

DM/ 100 kg 

gültig gültig 


Nr. 

Nr. 


(gerundet) 

ab bis 

Kurs 

1223/83 

1223/83 

2,54273 

— 

23.5.1983 

Butterreinfett 

649/78 

1447/83 

190,00 

483,12 

1.6.1983 

Backwaren 

1932/81 





- Butter 

1932/81 

43. Ausschr. 

235,00 

597,54 

24.5.1983 

— Butterreinfett 

1932/81 

43. Ausschr. 

302,00 

767,90 

24.5.1983 

Speiseeis 

1932/81 





- Butter 

1932/81 

43. Ausschr. 

150,00 

381,41 

24.5.1983 

- Butterreinfett 

1932/81 

43. Ausschr. 

200,00 

508,55 

24.5.1983 

Streitkräfte 

2192/81 

1446/83 

195,00 

495,83 

1.6.1983 

Gemeinnützige 

Einrichtungen 

2191/81 

1446/83 

195,00 

495,83 

1.6.1983 

Molkereibutter 

2991/82 


130,00 

334,78 


V erb raucherhilf e 

1269/79 

1208/83 

51,00 

129,68 

23.5.1983 

Beihilfe für Empfänger 
sozialer Hilfen 

2990/82 

2990/82 

80,00 

203,42 

10.11.1982 

Erstattungen 

876/68 

1420/83 

149,00 

337,95 (Faktor 30.4.1983 



1429/83 

157,16 

356,46x0,892) 3.6.1983 

W ährungsausgleich 

974/71 

1245/83 

- 

98,27 

23.5.1983 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


32. 


Abgeordneter 
Dr. Schwenk 


(Stade) 

(SPD) 


Trifft eine auf dpa begründete Meldung der Nord- 
see-Zeitung vom 9. Juli 1983 zu, wonach sich imt er 
den Nichtseßhaften in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ein nicht geringer Teil aus der DDR freige- 
holter Bürger befindet, und was wird die Bundesre- 
gierung — sollte dies zutreffen — tun, um den Be- 
troffenen durch geeignete Nachsorge zu helfen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 21. Juli 

Der Bundesregierung liegen über den Anteil ehemaliger Häftlinge aus 
der DDR bei den Nichtseßhaften keine eigenen Informationen vor. Sie 
kann deshalb die von einem Bochumer Fachhochschullehrer (laut einer 
dpa-Meldung vom 1 1 . Juli 1983) gemachten allgemeinen Feststellungen 
weder bestätigen noch dementieren. Bewohner der DDR unterliegen 
nach ihrer Übersiedlung in die Bundesrepublik Deutschland keinen 
Auflagen oder gesonderten Registriermaßnahmen, so daß statistisch 
nichts über den Anteil von früheren DDR-Bewohnem an der Gesamt- 
zahl der Nichtseßhaften und schon gar nichts über den Zeitpunkt und 
die Gründe ihres Abgleitens in diese Randgruppe unserer Gesellschaft 
gesagt werden kann. 1980 hat die Bundesarbeitsgemeinschaft für Nicht- 
seßhaft enhilfe mit einer „Blitzumfrage“ versucht, wenigstens zahlen- 
mäßig eine Aufschlüsselung zu bekommen. Danach waren 1,6 v. H. aller 
Nichtseßhaften frühere Häftlinge der DDR, wobei nicht ausgewiesen 
wurde, ob die jetzige Nicht Seßhaftigkeit mit den mit der Übersiedlung 
aus der DDR entstandenen Problemen unmittelbar in Beziehung stand 
oder ob sie aus der DDR „mitgebracht“ wurde. Die DDR hat das 
Problem der , Asozialität“ in ihrem Bereich jahrelang mit strafrecht- 
lichen Maßnahmen zu lösen versucht und eine ganze Reihe von zur 
Arbeitserziehung Verurteilten - insbesondere mit der Amnestie von 
1972 — in die Bundesrepublik Deutschland abgeschoben. Auch heute 
noch kommen Häftlinge aus der DDR auf diese Weise in das Bundes* 
gebiet. Aus Rechtsgründen kann die Abschiebung nicht verhindert 
oder rückgängig gemacht werden. Es ist möglich, daß sich eine Teil 
dieser aus unpolitischen Gründen in DDR-Haft Gewesenen in der Bun- 
desrepublik Deutschland zur Mitleiderregung als ehemalige politische 
Häftlinge aus der DDR oder gar als „Freigekaufte“ ausgibt. Auch kann 
nicht ausgeschlossen werden, daß sich ehemalige Insassen westdeutscher 
Haftanstalten bei Betteleien aus denselben Gründen als ehemalige DDR- 
Häftlinge bezeichnen. 

Die Betreuungs- und Eingliederungsmaßnahmen der Bundesregierung 
und der Bundesländer für ehemalige politische Häftlinge sind allen 
Erfahrungen nach gut und ausreichend und könnten auch bei einem 
weiteren kosten- und verwaltungsmäßig unrationellen Ausbau keine 
„Ausfälle“ verhindern, wie sie bei jeder gesellschaftlichen Gruppe 
zu verzeichnen sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Soziaiordnung 


33. Abgeordneter 
Kirschner 
(SPD) 


34. Abgeordneter 
Kirschner 


(SPD) 


In welchen Zeiten konnten in der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten Beitrags- 
marken für mehr als eine Woche bzw. einen Monat 
entrichtet werden (z. B. Zweiwochenmarken oder 
Dreizehnwochenmarken)? 

Konnten während der Zeit der Entrichtung von 
Pflichtbeiträgen im Markenverfahren (z. B. bei 
zwangsweiser Einziehung der Pflichtbeiträge beim 
Arbeitgeber) Versicherungszeiten von mehr als 
einem Ja^ von einer Quittungs- bzw. Versiche- 
rungskarte erfaßt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franke 
vom 28. Juli 

In der Rentenversicherung der Arbeiter gab es Beitragsmarken für mehr 
als eine Woche in folgenden Zeiten: 

1. Januar 1900 bis 31. Dezember 1922, 1923 (nur im Saarland), 
31. Dezember 1923 bis 29. Mai 1949 ; 
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Monatsmarken gab es während der Zeit der Berliner Einheitsversiche- 
rung (1. Juli 1945 bis 31. August 1952) und im Saarland (ab. 1. Januar 
1952). 

In der Rentenversicherung der Angestellten gab es zur Zeit des Marken- 
verfahrens ausschließlich Monatsmarken, 

In der Rentenversicherung der Arbeiter gab es vor der generellen Um- 
stellung auf Monatsmarken (1. März 1957) Versicherungskarten mit 
unterschiedlichen Kartenmustern. Das Fassungsvermögen der Versiche- 
rungskarten für Pflichtversicherte und Weiterversicherte war bei ord- 
nungsgemäßer Ausnutzung aller Markenfelder auf 

52 Einwochenbeiträge oder 
52 Zweiwochenbeiträge (= 104 Wochen) oder 
16 Dreizehnwochenb eiträge und 4 Zweiwochenbeiträge (= 216 
Wochen) 
begrenzt. 

In Versicherungskarten für Selb st versicherte waren 8 4 Markenfeld er vor- 
handen, und zwar 66 für Grundbeiträge und 18 für Höherversicherungs- 
beiträge. In einer Karte hätten also für Zeiten vor dem 1 . März 1957 bis 
zu 84 Einwochenbeitragsmarken Verwendung finden können. 

Die Versicherungskarten der Rentenversichenmg der Angestellten ent- 
hielten jeweils 24 Markenfelder, so daß der für Markenfelder vorgese- 
hene Platz mit maximal 24 Monatsmarken beklebt werden konnte. 

35. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Aus- 

Dr. Faltlhauser maß die Bundesanstalt für Arbeit gegenüber pri- 

(CDU/CSU) vaten, nicht kommerziellen Vermittlungsbemühun- 

gen um einen Arbeits- oder Ausbildungsplatz inter- 
veniert, und in welchem Umfang und in welcher 
Höhe Bußgeldbescheide zur Eindämmung dieser 
Aktivitäten ergangen sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franke 
vom 26. Juli 

Nach Auskunft der Bundesanstalt für Arbeit weisen ihre Dienststellen 
bei uneigennützigen privaten Initiativen zur Arbeits- oder Ausbildungs- 
stellenvermittlung grundsätzlich mündhch oder schriftlich auf die 
Rechtslage hin. Dabei erklären sie im Regelfall die Bereitschaft des zu- 
ständigen Arbeitsamts, mit der Initiative zusammenzuarbeiten, um die 
Kenntnisse und Möglichkeiten Dritter bei der Vermittlung zu nutzen. 
Meist wird das Angebot zur Zusammenarbeit von den Initiativen an- 
genommen. 

Es gibt verhältnismäßig wenige nicht kommerzielle Initiativen zur Ar- 
beits- oder Ausbildungsstellenvermittlung. Nach einer von der Bundes- 
anstalt für Arbeit bei den Landesarbeitsämtern durchgeführten fern- 
mündlichen Umfrage wurden in den letzten beiden Jahren in etwa 30 
Fällen Initiativen mündlich oder schriftlich angesprochen. 

Während der letzten beiden Jahre wurden im Bereich der nicht kom- 
merziellen Vermittlung von Arbeitsplätzen Bußgelder nicht verhängt. 
Im Bereich der nicht kommerziellen Vermittlung von Ausbildungs- 
plätzen erging durch das Landesarbeitsamt Südbayern im Jahr 1983 ein 
Bußgeld bescheid in Höhe von 900 DM, der jedoch noch nicht rechts- 
kräftig ist. Es handelt sich bei diesem Bußgeldbescheid um den ein- 
zigen seit 1980. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


36. Abgeordneter 
Krizsan 

(DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 21. April 
1983 um 18.30 Uhr erneut ein Fehlschuß aus dem 
Truppenübungsplatz Münster-Süd in unmittelbarer 
Nähe des Campingplatzes Oertzewinkel einschlug. 


17 




Drucksache 10/277 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


und was gedenkt die Bundesregierung, gegen diese 
Gefährdung der Anwohner des Truppenübungs- 
platzes zu tun? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hiehle 
vom 21. Juli 

Der Fehlschuß am 21. April 1983 in die unmittelbare Nähe des Cam- 
pingplatzes Oertzewinkel ist nicht auf unzureichende Sicherheitsbe- 
stimmungen für das Schießen auf Truppenübungsplätzen, sondern 
ausschließlich auf menschliches Versagen zurückzuführen. 

Die Kommandantur des Truppenübungsplatzes ist angewiesen worden, 
die übenden Truppenteile vor dem ersten Schießen nochmals über die 
genaueste Beachtung der Sicherheitsbestimmungen zu belehren und ver- 
stärkt die Einhaltung zu überwachen. Eine Änderung der Sicherheits- 
bestimmungen ist nicht erforderlich. 


37. Abgeordneter Wie viele Sanitätsoffizieranwärter studieren zur 

Lattmann Zeit an b imdesdeutschen Hochschulen im Fach Hu- 

(CDU/CSU) manmedizin und Zahnmedizin? 


38. Abgeordneter Inwieweit unterstützt die Bundeswehr Bemühungen 
Lattmann der Sanitätsoffizieranwärter, die eine Famulatur 

(CDU/CSU) im englischsprachigen Raum absolvieren wollen? 


39. Abgeordneter Wo haben Sanitätsoffizieranwärter außerhalb der 
Lattmann Bundesrepublik Deutschland die Möglichkeit, eine 

(CDU/CSU) Famulatur oder das sogenannte Praktische Jahr 

nach dem 2. Staatsexamen zu absolvieren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hiehle 
vom 22. Juli 

1. An bundesdeutschen Hochschulen studieren zur Zeit 870 Sanitäts- 
offizieranwärter Humanmedizin und 202 Sanitätsoffizieranwärter Zahn- 
medizin. 

2. Da Sanitätsoffizier anwärt er Famulaturen und das Praktische Jahr 
im Ausland nur im Rahmen von Dienstreisen oder Kommandierungen 
ab leisten können, besteht wegen der angespannten Haushaltstage derzeit 
keine Möglichkeit, solche prinzipiell begrüßenswerten Vorhaben zu ge- 
nehmigen oder zu unterstützen. 


40. Abgeordneter 
Dr. Ehmke 
(Ettlingen) 

(DIE GRÜNEN) 


Haben alle Soldaten und Bediensteten der Bundes- 
wehr, die sich vegetarisch ernähren wollen, die 
Möglichkeit, im Rahmen der Truppen Verpflegung 
vegetarische Kost erhalten, ohne Nährwert Ver- 
luste gegenüber den Nichtvegetariern hinnehmen zu 
müssen, und wie viele Verpflegungsteilnehmer er- 
halten vegetarische Kost bzw. haben entsprechende 
Anträge gestellt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hiehle 
vom 22. Juli 

Bei der Bundeswehr wird im Rahmen der Trupperiverpflegung (sie ist 
eine Art der Gemeinschaftsverpflegung) vegetarische Kost nicht bereit- 
gestellt. 

Die Verpflegung, auf deren unentgeltliche Bereitstellung wehrplichtige 
Soldaten einen gesetzlichen Anspruch haben, ist für alle Soldaten gleich. 
Sie muß sich an den durchschnittlichen Verzehrgewohnheiten orientie- 
ren. Deshalb kann sie auf der Grundlage bestimmter, die Belastungen 
des militärischen Dienstes berücksichtigender ernährungsphysiologi- 
scher Forderungen nur als Mischkost bereitgestellt werden. 
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Pflanzliche und tierische Bestandteile müssen in einem ausgewogenen 
Verhältnis zueinander stehen. Diese Gemeinschaftsverpflegung laßt 
nach Art und Zweckbestimmung die Berücksichtigung von Wünschen 
nach einer Individualverpflegung und somit auch nach einer Sonderkost 
für Vegetarier nicht zu. 

Um wehrdienstleistenden Vegetariern den Übergang von einer vegeta- 
rischen Kost auf eine Normalkost zu erleichtern, kann auf truppen- 
ärztliche Anordnung für eine Übergangszeit von ca. vier bis sechs 
Wochen eine Schonkost ausgegeben werden. Erfahrungsgemäß reicht 
diese Zeitspanne aus, um sich auf eine Mischkost umzustellen. 

Schonkost wird als Truppenverpflegung bereitgestellt. Es handelt sich 
hierbei um eine Kost, die — unter Berücksichtigung der ärztlichen An- 
ordnung — aus Verpflegungsmitteln, die üblicherweise in der Truppen- 
küche verwendet werden, zubereitet werden kann. 

Die Zahl der Anträge, vegetarische Kost bereitzustellen, wird nicht 
festgehalten. Im übrigen ist Gemeinschaftsverpflegung nur für Soldaten 
bereitzustellen, die zur Teilnahme an dieser Verpflegung verpflichtet 
sind; das sind alle Soldaten, die auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst 
leisten, sowie Berufs- und Zeitsoldaten, die aus dienstlichen Gründen 
—meistens zeitlich befristet - an der Verpflegung teilnehmen müssen. 

Alle^ anderen Soldaten und Beschäftigten können diese Verpflegung 
einnehmen, wenn es die Kapazität der Truppenküche zuläßt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Famiiie und Gesundheit 


41. Abgeordneter 
Walther 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, in 
Zusammenarbeit mit den kommunalen Spitzenver- 
bänden und unter Rückgriff auf vorliegende Stel- 
lungnahmen einzelner Städte eine Schätzimg der 
Mehrbelastungen der Kommunen bei der Sozial- 
hilfe durch die Kürzungen von Leistungen im So- 
zialbereich im Zusammenhang mit dem Haushalt 
1983 vorzunehmen? 


42. Abgeordneter 
Walther . 
(SPD) 


Wenn ja, wie hoch sind die Mehrbelastungen bei der 
Sozialhilfe durch die im Zusammenhang mit dem 
Haushalt 1983 vorgenommenen Kürzungen beim 
Schüler-BAföG, beim Wohngeld, bei der Arbeits- 
förderung, durch Verschiebung der Rentenerhö- 
hung vom 1. Januar 1983 auf den 1. Juli 1983, 
durch die vorgezogene und verschärfte Einführung 
des Rentnerkrankenversicherungsbeitrags und durch 
die Änderungen beim Mietrecht? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 22 . Juli 

Die Bundesregierung ist bemüht, Erkenntnisse über Mehrbelastungen 
der Sozialhilfe, die durch die Maßnahmen des Haushaltsbegleitgesetzes 
1983 entstehen, zu erhalten. Dabei berücksichtigt sie selbstverständlich 
auch entsprechende Berechnungen von Kommimen, soweit sie zu einem 
allgemeinen Überblick führen können. Die bisher bekanntgewordenen 
Berechnungen können jedoch nicht verallgemeinert werden und lassen 
somit eine bundesweite Schätzung nicht zu. 

Auch die kommunalen Spitzen verbände sind nicht in der Lage, detail- 
lierte Schätzungen vorzulegen. So erwartet zwar das Präsidium des 
Deutschen Landkreistags einerseits beträchtliche Belastungen der 
Sozialhilfe, andererseits aber durch die Entscheidungen der Bundesre- 
gierung im Jahr 1983 für die kommunalen Haushalte insgesamt keine 
Mehrbelastungen. 
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Der Deutsche Städtetag hat Ende April 1983 seine Mitghedsstädte 
gebeten, ihm entsprechendes Material zur Verfügung zu steilen. Es ist 
jedoch zu erwarten, daß auch dies nicht zu einem verbindlichen Gesamt- 
überblick führt, sondern damit nur der Trend der zusätzlichen Belastung 
der Sozialhilfe unter gleichzeitiger Entlastung in anderen Bereichen 
bestätigt wird. 

Auf Grund der vorhandenen statistischen Unterlagen ist ebenfalls eine 
auch nur ungefähre Schätzung der Gesamthöhe der Belastungen nicht 
möglich. Hierzu wird auf die Beantwortung der Frage des Abgeordneten 
Dr. Hauchler in der Fragestunde am 22. Juni 1983 (Stenographischer 
Bericht über die 15. Sitzung, S. 894) verwiesen. 

Eine Schätzung über Mehrbelastungen der Sozialhilfe auf Grund des 
Haushaltsbegleitgesetzes 1983 gibt es lediglich für den Bereich des 
Wohngeldgesetzes mit bis zu 60 Milhonen DM. Es werden sicher auch 
Einsparungen in anderen Sozialleistungsbereichen zu Mehrbelastungen 
der Sozialhilfe führen, sie sind jedoch nicht quantifizierbar. 


43. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Mehrbe- 
Walther lastungen der kommunalen Haushalte bei der Sozial- 

(SPD) hilfe durch die im Zusammenhang mit dem Haus- 

haltsentwurf 1984 beschlossenen Kürzungen von 
Leistungen der Arbeitsförderung, der Rentenver- 
sicherung, der Krankenversicherung und der Reha- 
büitation? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 22. Juli 

Die Kürzungen in verschiedenen Soziaheistungsbereichen auf Grund 
des Entwurfs des Haushaltsbegleitgesetzes 1984 dürften zu geringen 
Mehrbelastungen der Sozialhilfe führen. Diese Mehrbelastungen sind 
aber aus den in der Antwort zu den Fragen 41 und 42 angegebenen 
Gründen ebenfalls nicht quantifizierbar; ihr Ausmaß dürfte geringer 
sein. Die Mehrbelastungen dürften im übrigen durch die im Entwurf 
des Haushaltsbegleitgesetzes 1984 vorgesehenen Änderungen bei der 
Sozialhilfe ausgeglichen werden. 


44. Abgeordneter 
MüUer 
(Wesseling) 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele adop- 
tionswilUge Eltern den Heimkindern gegenüber- 
stehen, die Adoptiveltern suchen? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 21. Juli 

Nach der amtlichen Jugend hilfestat ist ik wurden in der Bundesrepublik 
Deutschland im Jahr 1981 9091 Mindeijährige adoptiert; am Jahres- 
ende 1981 standen 19 180 adoptionswilligen Eltern lediglich 2766 zur 
Adoption freigegebene, aber noch nicht vermittelte Kinder gegenüber. 
In dieser Zahl sind weit überwiegend, aber nicht ausschheßlich Heim- 
kinder enthalten. Die Zahl enthält alle zum Jahresende laufenden, aber 
noch nicht abgeschlossenen Adoptionsverfahren. 

Unter Berücksichtigung von Mehrfachzählungen dürften sich somit 
ca. 15 000 Eltempaare erfolglos um die Adoption eines Kindes bemüht 
haben. Die Bereitschaft dieser Eltempaare, Heimkindern zu helfen, ist 
sehr zu begrüßen. Angesichts des jährlich festzustellenden Überhangs 
an adoptionsbereiten Eltern können - von Problemfällen und älteren 
Kindern abgesehen — grundsätzlich alle zur Adoption freigegebenen 
Kinder vermittelt werden. Viele Eltempaare werden dagegen heute 
und auch künftig lange und mitunter auch vergeblich auf die Vermitt- 
lung eines Adoptivkindes warten. 
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Zu dieser Situation trägt auch bei, daß die meisten Adoptionsbewerber 
nur einen gesunden Säugling oder ein Kleinkind bis zu einem Jahr 
adoptieren wollen, während ältere und behinderte Kinder oder im Heim 
lebende Geschwister, die möglichst zusammenbleiben sollen, es wesent- 
lich schwerer haben, neue Eltern zu finden. Hier setzen Maßnahmen der t 
Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für Jugend, Familie und 
Gesundheit und der Adoptionsvermittlungsstellen an, die aber nur auf 
Information und Beratimg, nicht auf Überredung abzielen können. 

Die Zahl der in Heimen untergebrachten Minderjährigen kann als solche 
nicht mit der Zahl der adoptionswilligen Elternpaare in Zusammenhang 
gebracht werden, da diese Kinder und Jugendlichen — wie oben ange- 
merkt — nur in den seltensten Fällen von ihren leiblichen Eltern oder 
Elternteilen zur Adpotion freigegeben werden. 

In Heimen waren am Jahresende 1981 untergebracht 

nach §§5,6 JWG 44427 Minderjährige 

nach § 62 JWG 12 424 Minderjährige und 

nach § 64 JWG 1915 Minderjährige. 

Somit waren am Jahresende 1981 insgesamt 58 766 Minderjährige in 
Heimen untergebracht . 


45. Abgeordneter 
Müller 
(Wesseling) 
(CDU/CSU) 


Gibt es Maßnahmen, welche die Bereitschaft von 
Eltern, Heimkinder zu erziehen, weckt, fördert 
und unterstützt? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 21. Juli 

Zur Ausschöpfung der Möglichkeiten, für Heimkinder durch Adoption 
neue Eltern zu finden, hat § 78 a JWG maßgeblich beigetragen. Mit 
dieser durch das Adoptionsvermittlungsgesetz ab 1. Januar 1977 ein- 
geführten Vorschrift ist Heimen eine Meldepflicht auferlegt, die verhin- 
dern soll, daß Kinder in Heimen vergessen werden und deswegen eine 
Rückführung in die eigene Familie oder Vermittlung zur Adoption 
oder in Familienpflege unterbleibt. 

Soweit demnach Heimkinder weder in die Ursprungsfamilie zurück- 
kehren können noch zur Adoption freigegeben werden, bleibt als 
Alternative zum Heim die Erziehung in Pflege familien. Diese wird von 
den Trägem der Jugendhilfe durch Beratung und Unterstützung der 
betreffenden Familien oder Personen durch Fachkräfte, vor allem 
während der Zeit des Eingewöhnens der Mindeijährigen in der ihnen 
zunächst noch fremden Familie gefördert. Pflegefamilien erhalten zur 
Sicherstellung des notwendigen Lebensunterhalts des Pflegekindes 
Pflegegeld. 

Das erforderliche Bemühen der Jugendämter, Minderjährige in anderen 
Famüien nicht nur vorübergehend unterzubringen, dokumentiert ein- 
dmcksvoll die Jahrestatistik der öffentlichen Jugendhilfe des Statsti- 
schen Bundesamts. 

Während 1970 insgesamt 35 519 Minderjährige nach den §§5,6 JWG 
in anderen Familien untergebracht waren, waren es 1981 bereits 
64 964. Im gleichen Zeitraum ging die Zahl der in Heimen nach §§5,6 
JWG untergebrachten Mindeijährigen von 63 456 auf 44 427 zurück. 
Erfreulicherweise war 1981 der Rückgang gegenüber dem Vorjahr 1980 
am stärksten bei den unter 2jährigen Kindern von 71 auf 63 und bei 
den 2- bis unter 6jährigen Kindern von 81 auf 76 (jeweils pro 10 000 
Minderjährige). 

Der Aufwand der Jugendwohlfahrtsbehörden stieg jeweils für Minder- 
jährige in Familienpflege von 372,2 Millionen DM im Jahr 1980 auf 
402,2 Millionen DM im Jahr 1981 und für Minderjährige in Heimen 
nach §§ 5, 6 JWG von 1330,5 Millionen DM im Jahr 1980 auf 
1409,3 Millionen DM im Jahr 1981 . 
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Für die Zukunft wird es darum gehen, die bisherigen Bemühungen 
fortzusetzen, damit diese Entwicklung zugunsten der Familienpflege 
anhält. 


46. Abgeordneter 
Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland Nahrungsmitteln gifti- 
ges Schwefeldioxid lediglich zu dem Zweck zuge- 
fügt wird, diese Produkte zu färben und ihr Äuße- 
res zu verschönern? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 22. Juli 


Die Verwendung von Schwefeldioxid ermöglicht keine Färbung von 
Lebensmitteln, sondern lediglich eine Konservierung und verhindert 
bzw. verlangsamt Verfärbungen, das Weichwerden und die Zersetzung. 


47. Abgeordneter 
Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, sich der Forderung 
dep Verbraucherverbände anzuschließen und die 
Verwendung von Schwefeldioxid im Lebensmittel- 
bereich generell zu verbieten, zumindest aber die 
Produzenten zu verpflichten, auf allen Produkten 
die verwendete Menge Schwefeldioxid deutlich 
anzugeben? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 22. Juli 


Die Zulassung von Schwefeldioxid für die Verwendung bei Lebens- 
mitteln beruht auf EWG-Vorschriften. Einem generellen Verbot von 
Schwefeldioxid stehen diese gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen 
entgegen. In der Bundesrepublik Deutschland darf Schwefeldioxid 
nur bei solchen Lebensmitteln angewendet werden, für die es ausdrück- 
lich zugelassen ist. Auch die Menge des Schwefeldioxids, die Lebens- 
mittel enthalten dürfen, ist begrenzt. 

Die Verwendung von Schwefeldioxid muß entsprechend den Vor- 
schriften der Lebensmittel-Kennzeichnungsverordnung und der Zusatz- 
stoff-Zulassungsverordnung angegeben werden. 

Eine darüber hinausgehende, das heißt mengenmäßige Deklarierung 
ist nicht vorgeschrieben. Sie ließe sich auch nicht durchführen. Schwe- 
feldioxid ist flüchtig bzw. unterliegt einem ständigen Abbau, der zur 
Folge hat, daß sich die im Lebensmittel enthaltene Menge fortlaufend 
verringert. Die Schnelligkeit des Abbaus hängt von mehreren Faktoren 
ab (Art des Lebensmittels, Lagerzeit usw.). Es ist deshalb unmöglich, 
im Zeitpunkt der Herstellung bzw. Etikettierung eines Lebensmittels 
genau anzugeben, welche Mengen Schwefeldioxid das Lebensmittel 
bei der Abgabe an den Verbraucher nocht enthalten wird. 

Bei Wein braucht die Tatsache der Schwefelung nicht angegeben zu 
werden. Das ergibt sich aus den für Wein geltenden speziellen EG-Vor- 
schriften. 


48. Abgeordneter 
Dr. Rumpf 
(FDP) 


49. Abgeordneter 
Dr. Rumpf 
(FDP) 


Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, wo- 
nach nach wie vor ungeheure Mengen von Wein aus 
EG-Ländern und aus Drittländern ungeprüft und un- 
gehindert in die Bundesrepublik Deutschland im- 
portiert, unter irreführenden Deklarierungen ver- 
marktet und sogar als ,, Deutscher Wein“ wieder 
exportiert werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß dabei Tricks 
und Manipulationen, vor allem durch österreichi- 
sche und schweizerische Firman oder Scheinfirmen 
angewendet werden und daß dadurch die deutschen 
Kontrollen erfolgreich unterlaufen werden? 


22 



Deutsdier Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/277 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 25. Juli 

Die Bundesregierung kann keine Berichte bestätigen, nach denen „nach 
wie vor ungeheure Mengen von Wein“ aus EG- und Drittländern „unge- 
prüft und ungehindert“ in die Bundesrepublik Deutschland importiert 
und in der von Ihnen genannten Art und Weise vermarktet oder reex- 
portiert werden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Bundesländer im Rahmen 
der ihnen obliegenden Kontrollaufgaben — und dabei insbesondere der 
Ausland ssweinkont rolle — mit allen zur Verfügung stehenden Kräften 
gegen rechtswidrige Verhaltensweisen einschreiten. 

Einzelheiten zur Durchführung der Überwachung hat der Parlamen- 
tarische Staatssekretär beim Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit bereits am 24. September 1981 auf Ihre Fragen hin 
eingehend dargelegt. Auf die Drucksache 9/849, Seiten 22 und 23, wird 
insoweit Bezug genommen. 

Im übrigen werden erfahrungsgemäß Weine bestimmter Herkunft und 
bestimmter Qualitätsstufen aus Drittländern in größerem Umfang ge- 
prüft und untersucht als Weine aus EG-Mitglied Staaten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


50. Abgeordneter 
Kretkowski 
(SPD) 


Sind der Bundesregierung Forschungsergebnisse be- 
kannt, nach denen sich die durch Kraftfahrzeuge 
verursachte Luftverschmutzung in der Bundesre- 
publik Deutschland insgesamt um etwa die Hälfte 
reduzieren ließe, wenn bei jedem Auto halbjährlich 
alle Schadstoffe in den Auspuffgasen überprüft und 
die Motoren eingestellt würden, und ist sie bereit, 
solche regelmäßigen Kontrollen gesetzlich vorzu- 
schreiben? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 25. Juli 

Es sind keine Forschungsergebnisse bekannt, die eine entsprechende 
Änderung der Straßen verkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) begrün- 
den könnten. Insbesondere ist kein Meßverfahren verfügbar, mit dem 
der Erfolg regelmäßiger Wartungs- und Einstellarbeiten überprüft wer- 
den könnte. Die von den technischen Überwachungsvereinen im Rah- 
men des § 29 StVZO durchgeführte Abgasuntersuchung kontrolliert 
lediglich den CO-Gehalt im Abgas; hinsichtlich weiterer Schadstoffe 
ist sie nicht aussagefähig. 

Das anläßlich der Typprüfung verwendete Abgasmeßverfahren ist zu 
zeitaufwendig; es erfordert mehr als einen Labortag. Bei einer Zahl von 
ca. 23 Millionen Fahrzeugen und halbjährlicher Nachprüfung wären ca. 
46 Millionen Messungen im Jahr erforderlich. 


51. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung ihre Zustimmung 

Kretkowski zur erneuten Ausschreibung der Rheinbrücke 

(SPD) Beeckerwerth -Baerl im Zuge der BAB-Neubau- 

strecke Duisburg -Dortmund (A42) erteilen? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 25. Juli 

Für die Bundesregierung stellt die Verbindung zwischen dem in Verkehr 
befindlichen rechtsrheinischen Teil der Autobahn „Duisburg— Dort- 
mund“ (A42) und der linksrheinischen Autobahn „Krefeld -Ludwigs- 
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hafen“ (A61/A57) einen wichtigen Lückenschluß im Autobahnnetz 
dar. Die Rheinbrücke ist das Schlüsselbauwerk dieser insgesamt rund 
7 Kilometer langen und rund 265 Millionen DM teuren Maßnahme. 

Voraussetzung für die erneute Ausschreibung der Rheinbrücke sind die 
Baureife für den gesamten Lückenschluß und die Sicherstellung der 
Finanzierung. 

Das Land Nordrhein-Westfalen bemüht sich intensiv, die Baureife für 
die Gesamtmaßnahme zu erreichen und die Prüfung der Finanzierbar- 
keit auf der Basis der am 29. Juni 1983 durch das Bundeskabinett be- 
schlossenen mittelfristigen Finanzplanung abzuschließen. Anschließend 
wird mit dem Land festgelegt, wann ausgeschrieben werden kann. 

Ist die Bundesregierung bereit, den Verkehrsver- 
bund Rhein-Neckar durch Beitritt zum Grundver- 
trag zu fördern sowie mit ihren beiden Unterneh- 
men (Schiene und GGB) der Verbundgesellschaft 
beizutreten, nachdem ein tragfähiges Konzept für 
den Verkehrsverbund dieses Raums erarbeitet 
worden ist? 


52. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Wisniewski 
(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 25. Juli 

Die Einbeziehung des Schienenpersonenverkehrs und des Busdienstes 
der Deutschen Bundesbahn (DB) in einen Verkehrs- und.Tarifverbund 
ist Unternehmens- und verkehrspolitisch nur dann vertretbar, wenn be- 
stimmte Voraussetzungen erfüllt sind: Es muß mit einem hohen Ver- 
kehrsaufkommen auf dichten Netzen verschiedener Verkehrsträger 
und Verkehrsunternehmen zu rechnen sein, es hat ein gewichtiger Um- 
steigeverkehr zwischen den verschiedenen Netzen zu bestehen und es 
darf sich das Wirtschaftsergebnis der DB durch die Beteiligung nicht 
verschlechtern. 

Die Arbeiten an einem Verkehrsverbund Rhein-Neckar befinden sich 
noch im Vorbereitungsstadium; so liegen z. B. hinsichtlich der Bedeu- 
tung des Umsteigeverkehrs sowie der wirtschaftlichen Auswirkungen 
auf die DB bei einem Beitritt noch keine Zahlen vor. Insofern stellt 
sich die Frage nach einem Beitritt der DB und des Bundes zur Zeit 
konkret nicht. 

Die DB ist mit Billigung des Bundesverkehrsministers an einer engeren 
Zusammenarbeit der Unternehmen des öffentlichen Personennahver- 
kehrs im Raum Rhein-Neckar interessiert. Vertreter der DB und des 
Bundesverkehrsministers wirken deshalb auch in den Vorbereitungs- 
gremien beratend mit. 

Welche Formen der Kooperation zwischen Taxige- 
werbe und den Unternehmen des öffentlichen Per- 
sonennahverkehrs (ÖPNV) sind nach Kenntnis der 
Bundesregierung bislang mit welchem Erfolg erprobt 
worden? 

Wo sieht die Bundesregierung nach den bisherigen 
Erfahrungen Möglichkeiten, die Kooperation zwi- 
schen dem Taxigewerbe und den Unternehmen des 
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) — vor 
allem im Hinbhck auf eine Reduzierung des hohen 
ÖPNV-Defizits - auszubauen? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 25. Juli 

Nach Kenntnis der Bundesregierung ist der Einsatz von Taxen anstelle 
von Linienbussen zu verkehrsschwachen Zeiten bei gleicher oder besse- 
rer Bedienungsqualität in mehreren Städten mit unterschiedlichem 


53. Abgeordneter 
Fischer 
(Hamburg) 
(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Fischer 
(Hamburg) 
(CDU/CSU) 
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Erfolg praktiziert worden. Maßgebend für den kostengünstigeren Ein- 
satz von Taxen gegenüber Linienbussen sind eine gleichbleibend nie- 
drige Nachfrage und ein geringerer Kapazitätsbedarf an Fahrzeugen. 

Taxen haben ihren Schwerpunkt in der nicht liniengebundenen und 
deshalb flächenerschließenden Verkehrsbedienung. Für die Einbindung 
von Taxen in den Linienverkehr sind Leitzentralen von wesentlicher 
Bedeutung. Hier sieht die Bundesregierung Möglichkeiten zur Ver- 
besserung der Wirtschaftlichkeit des öffentlichen Personennahverkehrs. 

55. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundeautobahn A65 Pirma- 
Dr. Ehmke sens— Malsch (Anbindung an A5) nach den neu- 

(Ettlingen) esten Planungen des Bundesverkehrsministeriums 

(DIE GRÜNEN) nunmehr noch vor dem Jahr 2015 gebaut werden 
soll, und werden deshalb zur Sicherung der Trasse 
die Raumordnungsverfahren in Rheinland-Pfalz und 
Baden-Württemberg vorzeitig durchgeführt? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 25. Juli 

Die Autobahnplanung A8 Pirmasens — Karlsruhe gehört zu den noch 
nicht entscheidungsreifen Projekten (Vorbehaltsstrecken), die als Auf- 
druck im Bedarfsplan für den Ausbau der Bund esfemstr aßen aus dem 
Jahr 1980 enthalten sind. Nach dem gesetzlichen Auftrag soll noch 
untersucht werden, ob es zu den bisher verfolgten Planungen umwelt- 
freundlichere Alternativen gibt. Dies betrifft den Streckenabschnitt 
von Pirmasens bis Kandel auf rheinland-pfälzischem Gebiet. Eine Ent- 
scheidung zur A 8 wird im Rahmen der Bedarfsplanüberprüfung im Jahr 
1985 erfolgen. 

Zwischen Kandel und der A 5 in Baden-Württemberg sieht der Bedarfs- 
plan eine Weiterführung der A 65 mit einem Rheinübergang südlich von 
Karlsruhe in der Stufe II vor (nach dem Jahr 2000). 

Der derzeitige Planungsstand und die Finanzierungsmöglichkeiten er- 
lauben heute noch keine Aussage über eine Realisierung der genannten 
Projekte. 

56. Abgeordneter Über welche Ausbesserungswerke verfügt die Deut- 
Ibrügger sehe Bundesbahn mit wieviel Arbeitskräften und 

(SPD) welchem Auslastungsgrad werden die Ausbesse- 

rungswerke genutzt? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 25. Juli 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) betreibt derzeit im Bereich der Güter- 
wageninstandhaltung die Ausbesserungswerke: Darmstadt, Duisburg- 
Wedau, Fulda, Hamburg-Harburg, Kaiserslautern, Paderborn, Saar- 
brücken-Burbach, Schwetzingen und Weiden. Nach Mitteilung der DB 
werden in den genannten Werken derzeit ca. 6400 Mitarbeiter einge- 
setzt; der Beschäftigungsgrad beträgt ca. 55 v. H. 


57. Abgeordneter 

Ibrügger 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, der Aufhebung 
des Ausbesserungswerks Paderborn zuzustimmen, 
wenn dadurch die Ausbesserungswerke in Fulda 
oder Weiden aufrechterhalten werden können? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 25. Juli 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn (DB) hat seine Absicht, die 
Ausbesserungswerke Fulda, Hamburg-Harburg, Saarbrücken-Burbach 
und Weiden zu schließen, kürzlich den zuständigen obersten Landes- 
verkehrsbehörden mitgeteilt, um ihnen, wie im Bundesbahngesetz 
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(BbG) festgelegt, Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Nach 
Wertung dieser Stellungnahmen wird der Vorstand der DB seine gege- 
benenfalls getroffenen Entscheidungen über Stillegung oder Verlegung 
von Ausbesserungswerken dem Verwaltungsrat der DB zur Beschluß- 
fassung vorlegen. Dem Bundesverkehrsminister bleibt danach gemäß 
Bundesbahngesetz die Genehmigung der Stillegung oder Verlegung der 
hierfür vom Vorstand der DB mit Zustimmung des Verwaltungsrats 
der DB vorgeschlagenen Ausbesserungswerke Vorbehalten. Im jetzigen 
Stadium besteht keine Möglichkeit, in das soeben eingeleitete Ver- 
fahren einzugreifen. 

Hat der § 2 Abs. 5 StVO, wonach Kinder unter acht 
Jahren die öffentlichen Gehwege als Fahrradwege 
benutzen können, sofern keine separaten Fahrrad- 
wege vorhanden sind, auch für Fußgängerzonen in 
den Stadtzentren Geltung? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 25. Juli 

Ja; die von Ihnen zitierte Vorschrift gilt auch für Fußgängerzonen. 

59. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, ob 
Steiner und gegebenenfalls wie sich diese Regelung auf das 

(SPD) Fahrradfahrverhalten anderer Altersgruppen in Fuß- 

gängerzonen auswirkt? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 25. Juli 

Der Bundesregierung liegen Erkenntnisse darüber nicht vor. Falls 
ältere Kinder und Erwachsene in Fußgängerzonen radfahren, kann die 
Polizei nach pflicht mäßigem Ermessen einschr eiten, 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeidewesen 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß 
die langfristigen beschäftigungsschädlichen Rationa- 
lisierungseffekte der flächendeckenden Verkabelung 
der Bundesrepublik Deutschland die kurzfristigen 
Beschäftigungseffekte weit übersteigen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Florian 
vom 22. Juli 

Es trifft nicht zu, daß im Zusammenhang mit der von der Deutschen 
Bundespost in den letzten und in den nächsten Jahren durchgeführten 
Breitband Verkabelung in Koaxialtechnik beschäftigungsschädliche Ra- 
tionaUsierungseffekte zu erwarten sind. Die beteffenden Fernmelde- 
netze führen nicht zu rationellerer Bürokommunikation oder ähnli- 
chem, sondern sie dienen vorwiegend der Verteilung von Ton- und 
Fernseh-Rundfunkprogrammen . 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß durch 
eine Vergabe von Verkabelungsaufträgen an private 
Unternehmen der Deutschen Bundespost Aufträge 
entgehen, und wie wirkt sich dies auf die Beschäf- 
tigungslage der Deutschen Bundespost aus? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Florian 
vom 22. Juli 

Die vorgesehenen Kooperationen beim Ausbau der Breitband verteil- 
netze, das heißt die zusätzlich zum entsprechenden, auf 1 Milliarde 
DM jährlich erhöhten Investitionsvolumen der Deutschen Bundespost 


61. Abgeordneter 
Dr. Hauchler 
(SPD) 
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Dr. Hauchler 
(SPD) 


58. Abgeordneter 
Steiner 
(SPD) 
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(DBF) von privaten Unternehmen getätigten Investitionen verbessern 
auch bei der DBF die Beschäftigungslage, weil die Grobplanimg der 
betreffenden Netzteile und zu einem wesentlichen Teil auch der tech- 
nische Betrieb der DBF obliegen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

62. Abgeordneter Durch welche konkreten Maßnahmen will die Bun- 
Menzel desregierung den sozialen Wohnungsbau entspre- 

(SFD) chend der Ankündigung von Bundeswohnungsbau- 

minister Dr. Schneider kostengünstiger gestalten? 

Antwort des Bundesministers Dr. Schneider 
vom 27. Juli 

Der soziale Wohnungsbau fällt grundsätzlich in die Verantwortung der 
Länder. Der Bund hat nur die konkurrierende Kompetenz für die Ge- 
setzgebung (Artikel 74 Nr. 18 des Grundgesetzes); bei der Gewährung 
von Finanzhilfen an die Länder gemäß Artikel 104 a des Grundgesetzes 
kann er im Rahmen der abzuschließenden Verwaltungsvereinbarung nur 
in eng begrenztem Umfang eigene Vorstellungen über die Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus einbringen (vergleiche BVerfGE 39, 96 ff.). 

Dem Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau bleibt 
daher nur der Weg, im Gespräch mit den zuständigen obersten Lan- 
desbehörden immer wieder mögliche Kosteneinsparungen im sozialen 
Wohnungsbau anzuregen, Impulse zu geben und den notwendigen Er- 
fahrungsaustausch herbeizuführen und zu vertiefen. Die Länder sind 
— auch auf Grund solcher Initiativen des Bundes — inzwischen selbst 
bemüht, kostensparende Elemente im sozialen Wohnungsbau zu ver- 
wirklichen, Beispiele sind das auch vom Bund mit Mitteln des experi- 
mentellen Wohnungsbaus mitgeförderte Modellbauvorhaben in Essen- 
Vogelheim oder das Modellvorhaben der Landeskreditbank Baden- 
Württemberg in Karlsruhe, wo Reihenhäuser als Eigenheime oder zur 
Vermietung zu einem Freis von unter 200 000 DM angeboten werden 
konnten. Ähnliche Frojekte werden zur Zeit in Hamburg, München, 
Berlin, Stuttgart und weiteren Städten des Bundesgebiets realisiert. 

Noch im Spätsommer dieses Jahrs wird mein Ministerium eine Bau- 
kosten-Sparfibel veröffentlichen, die eine Fülle von Hinweisen zu Mög- 
lichkeiten der Kosteneinsparung im Wohnungsbau enthält. Das in der 
Regierungserklärung angekündigte neue Baugesetzbuch, dessen Leit- 
linien die Bundesregierung noch in dieser Legislaturperiode vorlegen 
wird, wird durch eine entschiedene Vereinfachung der Vorschriften 
eine Straffung des Verfahrens herbeiführen und damit ebenfalls zur 
Kostensenkung beitragen. Demselben Ziel dient die Bereinigung der be- 
stehenden Baunormen und -Vorschriften, die die Bundesregierung am 
13. Juli 1983 im Grundsatz beschlossen hat. Über das dabei einzu- 
schlagende Verfahren werde ich der Bundesregierung noch in diesem 
Jahr berichten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Biidung und Wissenschaft 

63. Abgeordneter Welche Absichten verfolgt die Bundesregierung mit 
Kuhlwein der Einsetzung einer ,, Kommission zur Untersu- 

(SFD) chung der Auswirkungen des Hochschulrahmenge- 

setzes“? 

Antwort des Staatssekretärs Piazolo 
vom 22. Juli 

In den letzten Jahren ist von verschiedenen Seiten am Hochschul- 
rahmengesetz (HRG) zunehmend Kritik geübt worden. Für Probleme 
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und Schwierigkeiten im Hochschulwesen wurden Grundsatzentschei- 
dungen oder einzelne Vorschriften des HRG verantwortlich gemacht. 
Mit der Einsetzung einer Kommission zur Untersuchung der Auswir- 
kungen des HRG verfolgt die Bundesregierung das Ziel, durch eine 
Bestandsaufnahme von unabhängigen Sachverständigen klären zu 
lassen, ob und in welchem Maß sich die vielfältige Kritik am gegen- 
wärtigen Zustand der Hochschulen tatsächlich auf das HRG zurück- 
führen läßt. 


64. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Kritik an der 

Kuhlwein Zusammensetzung der Kommission, wie sie z. B. 

(SPD) von der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 

am 22. Juni in Bonn zum Ausdruck gebracht wurde? 

Antwort des Staatssekretärs Piazolo 
vom 22. Juli 

Die Bundesregierung hält die Kritik der Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft für unberechtigt. Von der Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft wird bemängelt, die Kommission sei für die Hochschulen, 
ihr Personal und ihre Mitgliedergruppen nicht repräsentativ zusammen- 
gesetzt. Eine in diesem Sinn repräsentative Zusammensetzung war nicht 
beabsichtigt und auch nicht erforderlich. Um den Charakter der Kom- 
mission als Sachverständigengremium zu wahren, mußte die Erhebung 
und Berücksichtigung der vielfältigen Verbändeerfahrungen und -inte- 
ressen durch die Arbeitsweise der Kommission, nicht durch ihre Zu- 
sammensetzung gewährleistet werden. Für die Auswahl und Berufung 
ihrer Mitglieder hatte in erster Linie deren Sachverstand und nicht die 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten Organisation maßgebend zu sein. 
Die Kommission ist jedoch von der Bundesregierung verpflichtet wor- 
den, Sachverständige der Verbände der Hochschulen, des Hochschul- 
personals — also auch der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft — 
und der Studenten anzuhören. Zahlreiche Verbände, darunter auch 
die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, haben inzwischen die 
von der Kommission eingeräumte Gelegenheit zur Anhörung wahrge- 
nommen. Durch eine zusätzliche Anhörung der Verbände, auch der 
Gewerkschaften, im September des Jahres wird die Kommission ihre 
Informationsgrundlage weiter verbreitern. Die von der GEW als Konse- 
quenz ihrer Kritik angekündigten „eigenen hochschulpolitischen Anhö- 
rungen“ sind daher überflüssig. 

Im übrigen sollte die GEW, die von einer „rechtslastigen Zusammen- 
setzung“ der Kommission spricht, ihre Kritik nicht auf Personen be- 
ziehen, sondern die Arbeitsergebnisse der Kommission a)b warten. 

65. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 

Kuhlwein aktuellen Probleme der Hochschulen Ursachen 

(SPD) haben, die mit Änderung des Hochschulrahmenge- 

setzes nicht zu beheben sind? 

Antwort des Staatssekretärs Piazolo 
vom 22. Juli 

Welche aktuellen Probleme der Hochschulen auf das HRG zurückzu- 
führen sind, läßt sich naturgemäß erst nach Vorlage des Berichts der 
Kommission beantworten. Probleme der Hochschulen, die auf das HRG 
nicht zurückzuführen sind, und solche gibt es auch, lassen sich selbst- 
verständlich nicht durch eine Änderung des HRG beheben. 


Bonn, den 29. Juli 1983 
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